
entschieden, daß das nach § 2 der damals geltenden VO 
über die weitere soziale Sicherung der Blinden und an­
derer Sdiwerstbeschadigter vom 18. Juni 1959 (GBl. I 
S. 606) — jetzt § 13 der VO über Leistungen der Sozial­
fürsorge vom 4. April 1974 (GBl. I S. 224)/l/ — aus den 
Mitteln des Staatshaushalts an blinde und andere 
sch werstbeschädigte Personen zu zahlende Sonderpflege­
geld nicht auf einen Schadenersatzanspruch anzurech­
nen ist, weil es allein auf Grund der besonders schweren 
gesundheitlichen Schädigung gewährt wird und nicht 
schlechthin eine Abfindung für vermehrte Bedürfnisse 
ist, sondern zu einer weiteren Verbesserung der gegebe­
nen Lebensverhältnisse beitragen und die soziale Sicher­
heit der betroffenen Bürger erhöhen soll. Die VO vom
18. Juni 1959 unterschied dabei nicht danach, ob das Son­
derpflegegeld aus Mitteln des Staatshaushalts oder der 
Sozialversicherung gewährt wurde.
Die sozialpolitische Zielstellung, den schwerstbeschädig- 
ten Bürgern besonders zu helfen und sie in ihrer schwie-

/II Beachte dazu auch die 2. VO über Leistungen der Sozial­
fürsorge — SozialfürsorgeVO — vom 29. Juli 1976 (GBl. I S. 377). 
- D. Red.

rigen Lebenslage besserzustellen, verbietet ihre Gleich­
stellung mit in geringerem Grade geschädigten Bürgern 
und damit die Anrechnung des Sonderpflegegeldes auf 
den Schadenersatzanspruch. Es gibt auch keinen Grund, 
die Empfänger von Sonderpflegegeld aus Mitteln der 
Sozialversicherung schlechterzustellen als die Empfänger 
von Sonderpflegegeld aus Mitteln des Staatshaushalts. 
Mit der VO über die Gewährung und Berechnung von 
Renten der Sozialversicherung vom 15. März 1968 
(GBl. II S. 135) ging dann die Regelung über die Gewäh­
rung des Sonderpflegegeldes aus Mitteln der Sozialver­
sicherung in die speziellen sozialversicherungsrechtlichen 

' Bestimmungen (§ 53 der VO) ein, ohne daß hierdurch 
aber seine Zweckbestimmung verändert wurde./2/
Bei der Errechnung des Schadens, der dem Kläger ent­
steht, hat somit das Sonderpflegegeld außer Ansatz zu 
bleiben.

/2/ Jetzt gilt insoweit § 57 der VO über die Gewährung und 
Berechnung von Renten der Sozialversicherung - RentenVO — 
vom 4. April 1974 (GBl. I S. 201); beachte dazu auch die 2. VO 
über die Gewährung und Berechnung von Renten der Sozial­
versicherung — RentenVO — vom 29. Juli 1976 (GBl. I S. 379).
- D. Red.
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Wie kein anderer Bereich des bürgerlichen Rechts ist 
das Arbeitsrecht Gegenstand der Klassenauseinander­
setzung und Ausdruck des jeweiligen Kräfteverhältnis­
ses zwischen Arbeiterklasse und Monopolen. Mit der 
rechtlichen Regelung des kapitalistischen Arbeits- und 
Ausbeutungsprozesses sowie ihrer praktischen Verwirk­
lichung gestaltet die herrschende Klasse wichtige Seiten 
der ökonomischen und sozialen Stellung der Arbeiter, 
greift sie tief in ihre gesamte Lebenssphäre ein. Gleich­
zeitig bietet aber gerade dieses Gebiet der Arbeiter­
klasse vielfältige Möglichkeiten, eigene rechtliche For­
derungen durchzusetzen. Während der Kampf der Werk­
tätigen um die Erweiterung ihrer sozialen Rechte immer 
mehr davon geprägt ist, mit der Verbesserung ihrer öko­
nomischen Lage zugleich wirksame Einfluß- und Mit­
bestimmungsrechte im kapitalistischen Betrieb, Unter­
nehmen und im gesamtwirtschaftlichen Bereich zu ver­
wirklichen, sind die Monopole bemüht, die von der 
Arbeiterklasse erkämpften arbeitsrechtlichen Konzes­
sionen für die Stabilisierung ihres Systems auszunut­
zen.
Das Anliegen des Buches besteht im Kern darin, die 
spezifische Rolle des bürgerlichen Arbeitsrechts im ge­
genwärtigen Kampf der Arbeiterklasse gegen die Macht 
der Monopole sichtbar zu machen. Dabei faßt der Autor 
das Arbeitsrecht der BRD als Beispiel für die Arbeits­
rechtsentwicklung industriell fortgeschrittener kapita­
listischer Länder. Seine Wertungen und Schlußfplgerun- 
gen gehen daher über den Rahmen des Arbeitsrechts 
der BRD weit hinaus und enthüllen wesentliche Merk­
male und Tendenzen des bürgerlichen Arbeitsrechts 
unter den derzeitigen Bedingungen des staatsmonopo­
listischen Kapitalismus.
Das Buch ist konzeptionell so angelegt, daß es einerseits 
einem großen Leserkreis eine Einführung in das Ar­
beitsrecht eines imperialistischen Landes, seine poli­
tischen und ökonomischen Wirkungsfaktoren sowie seine 
sozialen Konsequenzen für die Lage der Werktätigen 
vermittelt und andererseits den Kampf der Arbeiter­
klasse der BRD für grundlegende Rechte und Freiheiten 
unterstützt. Es bereichert damit die in den letzten Jah­
ren (vor allem im Verlag Marxistische Blätter, Frank-

furt/a. M.) zu wichtigen Fragen des BRD-Arbeitsrechts 
erschienene progressive Literatur um eine systematische 
Darstellung aller bedeutsamen arbeitsrechtlichen Teil­
gebiete.
Im 1. Kapitel (Der Kampf der Arbeiterklasse um ihre 
sozialpolitischen und sozialökonomischen Rechte und 
seine Widerspiegelung im Arbeitsrecht der BRD) wird 
zunächst die sozialökonomische Lage der Werktätigen 
unter den Bedingungen der dritten Etappe der allge­
meinen Krise des Kapitalismus analysiert und von da 
aus der Platz des bürgerlichen Arbeitsrechts in der Klas­
senauseinandersetzung zwischen Arbeiterklasse und Mo­
nopolkapital bestimmt. Mit Recht weist der Autor auf 
die tiefe Widersprüchlichkeit des bürgerlichen Arbeits­
rechts hin, die darin zum Ausdruck kommt, daß „seine 
gesetzliche und tarifrechtliche Ausgestaltung und seine 
Handhabung nicht nur prinzipiell das Machtinteresse 
der Kapitalisten widerspiegelt, sondern auch von den 
Ergebnissen geprägt ist, die die organisierte Arbeiter­
klasse bei ihrer Einflußnahme auf die Arbeitsgesetz­
gebung erzielt hat“ (S. 13/14).
Bei der Behandlung wesentlicher politischer und sozialer 
Rechte der Werktätigen unterscheidet der Autor zwi­
schen der Kampfebene im gesellschaftlichen Bereich und 
der Kampfebene im Betrieb. Dabei geht ,er davon aus, 
daß der Kampf um Arbeiterrechte nur als einheitlich 
geführte Auseinandersetzung erfolgreich sein kann und 
der Kampf auf den einzelnen Ebenen sich wechselseitig 
bedingt. Dennoch gibt es bedeutsame,Unterschiede — vor 
allem in der Kampfesführung, im spezifischen Adressa­
ten dieses Kampfes sowie im Umfang und in der Be­
deutung erzielter Resultate — die zu einer relativen Ver­
selbständigung beider Kampfebenen geführt haben.
Im Kapitel 2, das der Kampfebene im gesellschaftlichen 
Bereich gewidmet ist, wendet sich der Autor zunächst 
dem Kampf um die überbetriebliche Mitbestimmung als 
wichtigem Teil des Kampfprogramms der Arbeiterklasse 
zu. Anknüpfend an die von der DKP unterbreiteten 
Vorschläge für eine demokratische Mitbestimmung zeigt 
er, daß die Realisierung gesicherter sozialer Rechte vor 
allem davon abhängt, inwieweit es gelingt, wirksame 
Mitentscheidungsrechte der Arbeiterklasse und ihrer 
Organisationen in den Unternehmen und darüber hin­
aus im gesamtwirtschaftlichen Bereich zu erringen. Zu­
gleich wird nachgewiesen, daß die von den systemtra­
genden Parteien vorgelegten Mitbestimmungsmodelle 
das Ziel verfolgen, eine echte Mitbestimmung zu verhin­
dern und die Gewerkschaften als Ordnungsfaktor in der 
staatsmonopolistischen Gesellschaft zu etablieren.
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